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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.11.2024 

Geschäftszahl 

Ro 2022/22/0004 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2004/10/0116 E 9. September 2009 RS 2 (hier nur die ersten beiden Sätze) 

Stammrechtssatz 

Gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz AVG hat die Behörde die Behebung etwaiger Mängel der "Vollmacht" 
unter sinngemäßer Anwendung des § 13 Abs. 3 AVG von Amts wegen zu veranlassen. In Entsprechung 
eines solchen Verbesserungsauftrages kann eine (fehlerfreie) Vollmachtsurkunde nicht nur nachgereicht, 
sondern auch (bei einer mündlichen Bevollmächtigung im Innenverhältnis) erst im Nachhinein errichtet 
werden. Eine solche nachträgliche Beurkundung kann etwa durch ein Schreiben der Partei vorgenommen 
werden, mit dem diese das Bestehen einer Vollmacht des Einschreiters zur Erhebung einer Berufung 
bestätigt. Entscheidend ist nämlich nicht die - möglicherweise nach der Setzung der Verfahrenshandlung 
liegende - Datierung der Bevollmächtigungsurkunde, sondern, dass das Vollmachtsverhältnis tatsächlich 
im Zeitpunkt der Setzung der Verfahrenshandlung durch den Vertreter bereits bestanden hat, da der 
Zweck der §§ 10 und 13 Abs. 3 AVG darin gelegen ist, eine den rechtsstaatlichen Erfordernissen 
entsprechende Durchsetzung der materiellen Rechte der Partei zu gewährleisten, ohne durch 
Formvorschriften die Durchsetzung dieser Rechte in größerem Maß als unbedingt erforderlich 
einzuschränken. Dabei ist nur der Mangel des Nachweises, nicht aber jener der Bevollmächtigung selbst 
behebbar (vgl. dazu Hengstschläger/Leeb, AVG § 10 Rz 9). 
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